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1. (1)Die Kooperations- und Informationsstellen haben im Rahmen ihres gesetzmäßigen Wirkungsbereichs zur

Sozialbetrugsbekämpfung zusammenzuwirken und sich gegenseitig zu unterstützen.

2. (2)Die Kooperations- und Informationsstellen sind verpflichtet,

1. 1.einen Verdacht auf Sozialbetrug den zuständigen Kooperationsstellen möglichst frühzeitig zu melden,

2. 2.für den regelmäßigen Informations- und Erfahrungsaustausch mit anderen Kooperations- und

Informationsstellen zu sorgen, und

3. 3.ihre Ermittlungen und Amtshandlungen bei der Verfolgung von Verstößen nach Möglichkeit aufeinander

abzustimmen sowie bei Sachverhaltsermittlungen und Kontrollen koordiniert vorzugehen.

3. (3)Zur Erleichterung der Kontaktaufnahme und der Umsetzung der in Abs. 2 genannten Verpflichtungen haben

das Amt für Betrugsbekämpfung, die Träger der Krankenversicherung, die Bauarbeiter-Urlaubs- und

Abfertigungskasse, die Insolvenz-Entgelt-Fonds-Service GmbH, die Sicherheitsbehörden und das

Arbeitsmarktservice jeweils einen/eine Sozialbetrugsbekämpfungsbeauftragte/n für jedes Bundesland zu

bestellen.

4. (4)Für Zwecke der Sozialbetrugsbekämpfung wird ein Beirat unter der Leitung des Bundesministeriums für Arbeit,

Soziales und Konsumentenschutz eingerichtet, dem jeweils ein/e Vertreter/in des Bundesministeriums für

Finanzen, des Bundesministeriums für Inneres, des Bundesministeriums für Justiz, des Bundesministeriums für

Gesundheit, des Bundesministeriums für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft, des Dachverbandes der

Sozialversicherungsträger, der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse und die Insolvenz-Entgelt-Fonds-

Service GmbH angehören.

5. (5)Aufgabe des Beirats ist die Verbesserung der Bekämpfung des Sozialbetrugs. Dazu zählen insbesondere:

1. 1.Diskussion allgemeiner Probleme im Zusammenhang mit der Sozialbetrugsbekämpfung,

2. 2.Erörterung von Trends und Entwicklungen sowie Erarbeitung und Bewertung möglicher Maßnahmen zur

Verbesserung der Sozialbetrugsbekämpfung (wie etwa eine Weiterentwicklung von Ermittlungsmethoden)

3. 3.Festlegung gemeinsamer Prioritäten in der Sozialbetrugsbekämpfung; Entwicklung eines gemeinsamen

Aktionsplans zur verbesserten Bekämpfung von Sozialbetrug,

4. 4.Festlegung von Empfehlungen für den Aufgabenbereich der Sozialbetrugsbekämpfungsbeauftragten

gemäß Abs. 3,

5. 5.Festlegung von Handlungsleitfäden sowie Ablaufbeschreibungen, um die

Zusammenarbeitsverpflichtungen des Abs. 2 in spezifischen Konstellationen zu konkretisieren.

6. (6)Der Beirat hat jährlich mindestens zweimal zusammenzutreten. Er ist vom/von der Vorsitzenden des Beirates

einzuberufen. Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat den Beirat innerhalb von

sechs Monaten nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes einzuberufen und den Vorsitz zu führen.

7. (7)Beschlüsse sind mit der absoluten Mehrheit der Stimmen aller Mitglieder des Beirates zu fassen. Bei

Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/der Vorsitzenden. Das Nähere über die Sitzungen und die

Beschlussfassung hat die vom Beirat zu beschließende Geschäftsordnung zu bestimmen. Für die

Beschlussfassung der Geschäftsordnung und jede ihrer Änderungen ist eine Mehrheit von mindestens zwei

Dritteln der Stimmen aller Mitglieder des Beirates erforderlich.

8. (8)Der Beirat kann Vertreter/innen der Bundesarbeitskammer, der Wirtschaftskammer Österreich und des

Österreichischen Gewerkschaftsbundes und der Vereinigung der Österreichischen Industrie sowie andere

Experten/Expertinnen anhören. Für die im Abs. 5 Z 3 genannten Aufgaben des Beirates haben die angeführten

Interessenvertretungen ein Anhörungsrecht.

In Kraft seit 01.09.2024 bis 31.12.9999
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